
 

Antrag Nr. 1 

An die Mitgliederversammlung (MV) des ADFC Berlin e.V. am 05. April 2025  

Antragsteller/in:                                Landesvorstand 
Ansprechpartner/in:                         Evan Vosberg 
E-Mail                                                  evan.vosberg@adfc-berlin.de 
 

 
Betrifft: Politischer Leitantrag - Konsequente Förderung des Radverkehrs in Berlin 
 
 

Satzungsändernd?  
[ ] ja (satzungsändernde Anträge müssen spätestens 4 Wochen vor der MV vorliegen (§9 Abs. 16 der Satzung)  

[X] nein (einfache Anträge sollen spätestens 1 Woche vor der MV vorliegen (§9 Abs. 15 der Satzung) 
 

Die Mitglieder mögen beschließen: 
 
Der Allgemeine Deutsche Fahrrad-Club Berlin fordert die Berliner Landesregierung auf, 
endlich die notwendigen Schritte für eine zukunftsfähige Verkehrspolitik zu unternehmen. 
Dazu gehören die konsequente Förderung des Radverkehrs sowie die Umsetzung der Ziele 
des Berliner Mobilitätsgesetzes und des Radverkehrsplans . Der Ausbau des Radverkehrs ist 
Teil zukunftsweisender und nachhaltiger Lösungen für die Mobilität in Berlin und leistet einen 
wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz, zur Gesundheitsförderung und zur Entlastung der 
Verkehrssysteme. 
 
Berlin hat mit dem Mobilitätsgesetz und dem Radverkehrsplan die richtigen 
Rahmenbedingungen geschaffen. Doch die Umsetzung bleibt weit hinter den Erwartungen 
und Ankündigungen zurück. Projekte werden immer wieder verschoben oder gestoppt, und 
die notwendigen Mittel für den Ausbau der Radinfrastruktur wurden massiv gekürzt. 
 
Diese Entwicklung gefährdet die Zukunftsfähigkeit der Stadt und steht im Widerspruch zu 
den Zielen des Gesetzes. Es ist notwendig, dass die Berliner Landesregierung ihren Kurs 
ändert und den Radverkehr als gleichberechtigtes Verkehrsmittel behandelt. 
 
Die Berliner:innen sollten über die Wahl ihres Verkehrsmittels frei entscheiden können. 
Radwege in desolatem Zustand, nicht ausreichend geschützte oder schlicht nicht vorhandene 
Radwege sind leider nach wie vor viel zu oft der Grund, warum Menschen in Berlin nicht 
Fahrrad fahren. An S- und U-Bahnhöfen finden sie oft zu wenige Abstellmöglichkeiten und 
kaum gesicherte Abstellanlagen vor, was die Kombination von Rad- und öffentlichem 
Personennahverkehr erschwert. Diese Umstände führen zu einer deutlichen Einschränkung 
bei der Wahlfreiheit des Verkehrsmittels für die Berliner:innen. 
 
Die Berliner:innen wollen gern mehr Fahrrad fahren. Dem sollte die Berliner Landesregierung 
nicht im Weg stehen, sondern in Form von guter Infrastruktur für das Fahrrad ein einladendes 
Angebot unterbreiten. 
 
Wir fordern daher die zügige Umsetzung des Radverkehrsplans, den schnellen Ausbau des 
Radwegenetzes und die Umsetzung aller 9 der bisher geplanten Radschnellverbindungen. 
Zugleich müssen die Standards des Mobilitätsgesetzes und des Radverkehrsplans bei Planung, 
Sanierung und Bau von Radwegen eingehalten werden. Diese entsprechen dem aktuellen 
Stand von Wissenschaft und Technik. 
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Tempo 30 rettet Leben, indem es Unfallfolgen mindert und durch verkürzte Anhaltewege 
Unfälle verhindert. Als eines der über 1100 Mitglieder der Initiative „Lebenswerte Städte und 
Gemeinden“, welche mehr kommunale Freiheit bei der Anordnung von Tempo 30 fordert, 
muss Berlin nun auch bei der Umsetzung voran gehen. Es ist Zeit, die durch die Reform des 
Straßenverkehrsgesetzes und der Straßenverkehrsordnung neu gewonnen Möglichkeiten zu 
nutzen und auf die Straße zu bringen. 
 
Die Förderung des Radverkehrs ist nicht nur ein Umwelt-, sondern auch ein Sozial- und 
Wirtschaftsthema. Mit einer besseren Radinfrastruktur können wir die Lebensqualität in der 
Stadt erhöhen, die Umwelt sowie das Klima entlasten und den Verkehr der Zukunft gestalten. 
Wir appellieren an die Landesregierung, die notwendigen Mittel bereitzustellen und den Kurs 
hin zu einer ökonomisch und ökologisch nachhaltigen Mobilität endlich konsequent 
umzusetzen. Damit auch die Bezirke ihren Teil beitragen können, müssen auch hier die 
notwendigen Mittel bereitgestellt und zügig freigegeben werden, die Einwerbung von 
Drittmitteln durch Bezirke darf vom Senat nicht behindert werden. 
 
Wir verstehen den Fahrradverkehr als elementaren Bestandteil des Umweltverbundes. Um 
eine nachhaltige Mobilität zu fördern, muss der gesamte Umweltverbund gestärkt werden. 
Es ist Zeit für eine fahrradfreundliche, eine menschenfreundliche Hauptstadt! 
 
 
Antragsteller:innen:  
Landesvorstand 
ADFC Berlin e.V. 
 

 


